
Das muss das Thema und das Anliegen eines solchen 
gemeinsamen Antrages sein.

Ich bin mir ganz sicher, dass die Union, die Partei von 
Konrad Adenauer und Helmut Kohl, genau diese gute 
Absicht auch verfolgt: dass die Fraktionen der Mitte die-
ses Hauses die westlichen Werte, für die der Umgang mit 
Jüdinnen und Juden in einer liberalen Gesellschaft der 
Prüfstein ist, und die Wehrhaftigkeit unserer Demokratie 
gemeinsam entschlossen verteidigen und sich auch ge-
meinsam für eine mentale Zeitenwende, die gestern zu 
Recht in der Aktuellen Stunde gefordert wurde, einset-
zen.

Für diese Gespräche stehen wir bereit. Wir wollen 
keine Gräben reißen, sondern wir wollen Brücken bauen. 
Wir werden diese Brücken noch dringend brauchen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Gitta Connemann.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gitta Connemann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer auf 

der Tribüne! Heute geht es um den Schutz jüdischen 
Lebens – sollte es eigentlich; denn das, was wir jetzt an 
Beiträgen erlebt haben seitens der Ampel,

(Marlene Schönberger [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Der Ampel?)

wird dem nicht gerecht. Dirk Wiese ist in seinem Beitrag – 
und ich bedaure das zutiefst – mit keinem Wort auf un-
seren Antrag eingegangen. Das Thema war es ihm offen-
kundig nicht wert.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Das ist schon dem Grunde nach ein Problem. Aber das 
wurde getoppt von der Kollegin Kaddor. Ich kann Ihnen 
nur sagen: Wenn man in dieser niveaulosen Art auch noch 
die Unwahrheit sagt, dann ist das kaum mehr erträglich.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD sowie 
des Abg. Frank Müller-Rosentritt [FDP])

Wir warten bis heute auf einen gemeinsamen Antrag von 
Ihnen, weil Sie nicht in der Lage sind, sich zu einigen.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das stimmt nicht, Frau 
Connemann!)

Wie lange wollen Sie noch zusehen, dass jüdisches Leben 
in Deutschland ungeschützt bleibt?

(Zuruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir haben die Antwort. Stimmen Sie unseren Anträgen 
zu!

(Beifall bei der CDU/CSU – Enrico Komning 
[AfD]: Das interessiert die doch gar nicht!)

Es geht auch um die Situation von jüdischen Studie-
renden in diesem Land. „Werden deutsche Unis zu No- 
go-Areas?“, hat jetzt der „Tagesspiegel“ gefragt. Die Ant-
wort von jüdischen Studierenden war: Ja. – Sie erleben 
Angriffe, sie erleben Diskriminierung und Isolation, ver-
bal und körperlich, Tag für Tag – und zwar nicht erst seit 
dem 7. Oktober. Sie werden beleidigt, sie werden am 
Besuch von Vorlesungen gehindert. Sie werden bedroht, 
sie werden überfallen. Jüdische Studierende erleben täg-
lich Hass und Hetze. Und das ist unerträglich; das sage 
ich hoffentlich nicht nur im Namen der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Frank Müller-Rosentritt [FDP])

Die Folge: Sie trauen sich nicht mehr auf den Campus. 
Eltern sagen ihren Kindern: Verschweige, dass du jüdisch 
bist. – Sie verstecken sich, sie brechen ihr Studium ab, sie 
verschwinden aus der Öffentlichkeit. Und wir sehen zu. 
ASten, Wissenschaft, Medien, die sich sonst immer zu 
Wort melden, schweigen. Rektoren ducken sich weg.

Lahav Shapira versteckte sich nicht. Dafür wurde er 
krankenhausreif geschlagen und musste auch noch ertra-
gen, wie die SPD-Wissenschaftssenatorin Ina Czyborra 
diese Gewalttat relativierte.

(Ruppert Stüwe [SPD]: Hat sie nicht! Das ist 
eine Lüge!)

Wenn Lahav an die FU Berlin zurückkehrt, wird er sei-
nem Angreifer wieder begegnen müssen; denn der Täter 
kann derzeit nicht exmatrikuliert werden.

(Enrico Komning [AfD]: Wer hat den denn 
reingelassen?)

Diese Möglichkeit wurde den Hochschulen hier 2021 
vom rot-rot-grünen Senat genommen.

Ich bin Kai Wegner und dem neuen Senat zutiefst 
dankbar, dass sie gehandelt haben, dass das Berliner 
Hochschulgesetz geändert wird

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
und die Möglichkeit zur Exmatrikulation wieder ein-
geführt wird.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Albrecht Glaser [AfD])

Wer einen Kommilitonen krankenhausreif schlägt, hat 
an einer Uni nichts zu suchen, und zwar deutschlandweit 
nicht. Deshalb fordern wir eine bundesweit einheitliche 
Regelung. Dafür muss sich die Bundesregierung bei der 
KMK und der Wissenschaftskonferenz einsetzen. Wir 
müssen den Hochschulleitungen den Rücken stärken, 
und zwar bundesweit.

(Zuruf des Abg. Albrecht Glaser [AfD])
Aber damit allein ist es nicht getan. Wir brauchen 

darüber hinaus andere Maßnahmen: zum Beispiel den 
Besuch von KZ-Gedenkstätten für Schulen zur Pflicht 
zu machen. Bislang gibt es dies nur in Bayern. Wir müs-
sen die Erinnerung an die Shoah wachhalten, um zu ver-
hindern, dass sie sich wiederholt. Übrigens, egal ob von 
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Rechtsextremisten, Linksextremisten, Islamisten: Juden-
hass ist Judenhass, und wir sind gemeinsam gefordert, 
dagegen anzukämpfen.

Deshalb noch einmal die Bitte: Es geht um den Schutz 
jüdischen Lebens.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin.

Gitta Connemann (CDU/CSU):
Bitte stimmen Sie unserem Antrag zu.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Gitta Connemann (CDU/CSU):
Machen Sie ihn damit zum Antrag aller demokrati-

schen Fraktionen. Sorgen Sie dafür, dass sich Jüdinnen 
und Juden 2024 in diesem Land –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss!

Gitta Connemann (CDU/CSU):
– nicht fühlen wie 1933.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist die Kollegin 

Simona Koß, SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)

Simona Koß (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Ich möchte zu Beginn, auch wenn 
es schon dargestellt wurde, noch einmal kurz daran er-
innern, wo wir gerade stehen. Der brutale Übergriff der 
Hamas auf Israel war der blutigste Pogrom seit der 
Schoah. Noch immer – nach einem halben Jahr – befin-
den sich israelische Geiseln in der Gefangenschaft der 
Hamas.

Der Angriff auf Israel hat auch Jüdinnen und Juden in 
Deutschland in Angst und Schrecken versetzt.

(Beatrix von Storch [AfD]: Ach! Diese All-
gemeinplätze!)

Nichts ist mehr, wie es war. Die ohnehin hohen Zahlen 
antisemitischer Straftaten sind seitdem nach oben ge-
schnellt. Wir erleben antiisraelische und antisemitische 
Äußerungen an Hochschulen, auf nahezu allen kulturel-
len Großveranstaltungen im Land, auf der Straße, selbst 
im Schulunterricht.

(Beatrix von Storch [AfD]: Von wem denn?)
Jüdisches Leben in Deutschland ist so gefährdet wie 
lange nicht, meine Damen und Herren.

(Beatrix von Storch [AfD]: Durch wen?)
Es ist gute Tradition, dass die demokratischen Frak-

tionen im Deutschen Bundestag beim Thema Antisemi-
tismus geschlossen auftreten.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ja, und weiter weg-
schauen!)

Diese langjährige Praxis ist Ausdruck der besonderen 
Verantwortung Deutschlands für den Schutz jüdischen 
Lebens.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb erschreckt es nicht nur mich, dass die Union 
durch ihr einseitiges Agieren diesen Konsens aufgekün-
digt hat.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Nach einem hal-
ben Jahr! – Beatrix von Storch [AfD]: Sie sa-
gen zur Sache nichts! Keiner Ihrer Redner! 
Einmal zum Inhalt!)

Ist es wirklich nötig, dass Sie in der „Bild“-Zeitung die 
Zusammenarbeit mit der Koalition bei diesem Thema 
infrage stellen? Ich bedauere Ihr Vorgehen zutiefst, zumal 
unsere Gespräche noch andauern.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Sie waren 
noch nicht sprechfähig und sind es bis heute 
nicht!)

Kein Geringerer als der Zentralrat der Juden in 
Deutschland

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Sie lenken 
von Ihrem eigenen Versagen ab!)

hat immer wieder inständig darum gebeten, einen über-
fraktionellen Antrag zur Bekämpfung des Antisemitis-
mus auf den Weg zu bringen, als ein wichtiges Zeichen 
an die Gesellschaft und an die jüdische Gemeinschaft.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Ja, aber nicht in 
fünf Jahren! – Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: 
Da muss ich Sie gar nicht anklagen! Sie klagen 
sich selber an!)

Ich kann nicht glauben, dass Sie darüber hinwegsehen. 
Warum nehmen Sie diesen Wunsch nicht ernst?

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Dann nehmen 
Sie ihn doch mal ernst!)

Der Geschäftsführer des Zentralrats hat sogar eigens an-
geboten, die Vermittlerrolle zu übernehmen, und hat uns 
alle zum Gespräch eingeladen.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Er lehnt ab, 
den Antrag mitzutragen! Und er lehnt Ihre Vor-
schläge ab!)

Diese Einladung zeigt nachdrücklich, welch große Be-
deutung ein gemeinsamer Antrag für den Zentralrat hat. 
Dabei ist die Bekämpfung von Antisemitismus ausdrück-
lich nicht die Sache von Jüdinnen und Juden. Das, meine 
Damen und Herren, ist unsere eigene Aufgabe und Ver-
pflichtung hier im Deutschen Bundestag.
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